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Bitte unterschreiben Sie!
Tag der off enen Tür im VinziDorf. Das Vinzidorf gibt obdachlo-
sen Personen in Graz eine Heimat. Die Bewohner und die ehren-
amtlichen Mitarbeiter werden so angenommen, wie sie sind. Am 
Tag der off enen Tür gab es ein gemütliches Beisammensein der 
Bewohner mit vielen Gästen, darunter die Grazer KPÖ-Stadträtin 
Elke Kahr. Es spielten die Kirchbacher Neujahrsgeiger.

Foto: VinziWerke

Wir fordern:
Rücknahme der „Wohnunterstützung"
und Rückkehr zur Wohnbeihilfe!
Keine Einberechnung der Familien-
beihilfe ins Haushaltseinkommen! Ste ie rmark

Konzert mit 
Willi Resetarits und 

Ernst Molden

im Volkshaus Graz
Do. 1.12.2016

19:30 Uhr
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   Es 
reicht !

für alle

GRAZ - UMGEBUNG

Hochmut und 
Fall 
Einige Bürgermeister im 
„Speckgürtel“ rund um Graz 
haben jahrelang die Nase 
sehr hoch getragen und 
auf Kosten der Infrastruktur 
im Zentralraum gut gelebt. 
Hochmut kommt aber vor 
dem Fall. Das zeigt sich jetzt 
in mehr als einem Ort. Die 
Beispiele Gratkorn, Hart bei 
Graz und Frohnleiten bewei-
sen, wie schnell man von ei-
ner Vorzeigegemeinde zu ei-
nem Ort werden kann, in dem 
für die Gemeindemitglieder  
„Gürtel enger schnallen“ an-
gesagt ist.
Jetzt könnte es auch Sei-
ersberg-Pirka treff en. Um den 
Betreibern der Shopping City 
jeden Wunsch zu erfüllen, hat 
man die Gesetze sehr weit 
gedehnt, so weit, dass es zu 
einem Erkenntnis des Höchst-
gerichtes gekommen ist, der 
alles in Frage stellt.
Jetzt ist Ehrlichkeit und Off en-
heit notwendig, um aus dem 
Dilemma herauszukommen. 
Die Hoff nung darauf, dass die 
„eigenen Leute“ in der Lan-
desregierung alles reparieren 
würden, könnte sich nämlich 
als trügerisch herausstellen.
Jetzt ist etwas anderes not-
wendig: Eine bessere Zusam-
menarbeit im Bezirk und mit 
der Landeshauptstadt Graz, 
die den Umlandgemeinden 
bisher einige Lasten abge-
nommen hat. Das könnte 
beiden Seiten nützen.

F. St. Parteder

Nach der Fusion der Ge-
meinden wurde das alte 
Gemeindeamt jetzt zu ei-
nem Ärztezentrum um-
gewandelt.  Leider sind 
nicht alle Ärzte in diesem 
Zentrum auch Kassenärz-
te.  

Un s e r e  G e m e i n d e  S e i -
ersberg-Pirka ist sehr famili-

enfreundlich.
Es gibt drei Kinderkrippen, 

sechs Kindergärten und zwei Volks-
schulen. Eine neue Privatschule für 
alle wird 2017/18 eröff net und von 
der Gemeinde mit hohen Summen 
gefördert.

Hoff entlich bleiben die beste-
henden öff entlichen Schulen dabei 

Seiersberg-Pirka: 

Ärztezentrum und Privatschule
KOMMENTAR

nicht auf der Strecke. Wir haben  
dann dann zwar eine Schule, wo 
Kinder vom Kindergarten bis zur 
Matura in unser Gemeinde bleiben. 
Der Bereich neben der Volksschule 
wird zum Schulzentrum mit einer 
Privatschule öff entlichen Rechtes. 
Der Bürgermeister verkündet in der 
Gemeindezeitung:  „Förderungen 
der Gemeinde von bis zu € 200,- bei 
einem Schulbetrag von monatlich 
€ 250,- (12x im Jahr) sichern da-
bei den Zugang zur Privatschule 
Seiersberg-Pirka auch für Kinder 
aus einkommensschwächerem 
Umfeld.“

Das bedeutet: Eigentlich macht 
das Schulgeld pro Jahr 3000 Euro 
aus, für Kinder aus ärmeren Fami-
lien sind immer noch 600 Euro pro 

Jahr zu bezahlen. Diese Summen 
sind eigentlich recht hoch. Hof-
fentlich bedeutet diese Entwicklung 
nicht, dass Kinder, die in die öf-
fentliche Schule gehen, als Schüler 
zweiter Klasse angesehen werden.

Der Gemeinderat hat wieder 
die Verlängerung für die Förderung 
der Zone 101 beschlossen.

Maria Müller

Wohnkosten 
steigen 
überdurch-
schnittlich

Die Wohnkosten 
sind der Haupt-

faktor für die Teue-
rung in ÖSterreich. Die 
„kalten“ Wohnkosten 
– sprich ohne Betriebs- 
oder Nebenkosten – 
machen in Österreich 
34 Prozent des Netto-
einkommens aus. 2015 
lagen die Ausgaben für 
Wohnen noch bei 29 
Prozent der Einkom-
men. 
Wobei auch da wieder 
große Unterschiede 
zwischen Ost und 
West bestehen: Im 
Burgenland zahlt man 
heuer durchschnitt-
lich 19 Prozent sei-
nes Einkommens fürs 
Wohnen, in Tirol 43 
Prozent.
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23 Jahre der Bemühungen und Anstrengungen einer Bür-
gerinitiative haben Erfolg gehabt. Einen Steinbruch am 
Schifterkogel (Gemeinde Semriach) wird es nicht geben. 

Steinbruch Schifterkogel: Erfolg für die Bevölkerung

Die endgültige Gewissheit da-
für konnte man erst im April 

2016 haben. Der neue Flächen-
widmungsplan, in dem das Gebiet 
als Freiland ausgewiesen wird, 
hatte bereits im Juli 2014 Rechts-
kraft erlangt. Die (überörtliche) 

Raumplanungsbehörde des Landes 
Steiermark stellte der Gemeinde 
ihren Planungsentwurf  im April 
zur Stellungnahme vor.

Die Rohstoff vorrangzone war 
dort – entgegen dem bereits be-
hördlich genehmigten Flächen-

widmungsplan der Gemeinde 
– nur teilweise gelöscht worden. 
Bürgerinitiative und Gemeinde 
reagierten  und forderten die voll-
ständige Löschung. Die Planer des 
Landes korrigierten ohne weiteren 
Kommentar den Fehler. Nach 
Ablauf der Einspruchsfrist erlangt 
die Verordnung mit 16.07.2016 
Rechtskraft.

Anne Rieger, KPÖ-Bezirks-

rätin im angrenzenden Grazer 
Stadtbezirk Andritz, gratulierte der 
Bürgerinitiative. 

Die KPÖ hatte durchgesetzt, 
dass sich der Bezirksrat Andritz 
einstimmig aufgrund der zu erwar-
tenden Umwelt- und Verkehrsbe-
lastung gegen die Errichtung eines 
neuen Steinbruchs am Schifterko-
gel/Eichberg im Norden von Graz 
ausgesprochen hatte.

Im Stübingtal war der Protest ge-
gen einen geplanten Steinbruch 

bisher nicht erfolgreich. Nachdem 
eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung vom Land im Jänner abgelehnt 
wurde, ist auch der Bundesverwal-
tungsgerichtshof dieser Stellung-
nahme gefolgt.

Dabei hatte sich der Landtag 
bereits im Jahr 2015 gegen die-
ses umweltgefährdende Projekt 
ausgesprochen. Eine Gefährdung 
des Wasserwerkes Friesach und 

Stübingtal:
Steinbruchprojekt geht weiter

damit des Grazer Trinkwassers 
ist nämlich nicht auszuschließen. 
Es ist sehr fragwürdig, eine na-
turschutzrechtliche Bewilligung 
für den Steinbruch zu erteilen, 
obwohl das Projektgebiet im Re-
gionalen Entwicklungsprogramm 
(REPRO) für die Planungsregion 
Graz/Graz-Umgebung nicht als 
Rohstoff vorrangzone ausgewiesen 
ist und somit kein überwiegendes 
öffentliches Interesse am Roh-
stoff abbau belegbar ist.

Arbeiten Sie mit!
Der Gewerkschaftliche Linksblock ist die KPÖ-nahe 

Gewerkschafts- und Arbeiterkammerfraktion. Er setzt sich auf 
allen Ebenen gegen Verschlechterungen ein. Wir spielen aber 

nicht die Handlanger für die Regierungsparteien.

Um gegen Ungerechtigkeiten und Verschlechterungen 
in weiteren Betrieben ankämpfen zu können, suchen wir 

Menschen, die bereit sind, sich bei uns zu engagieren.

Kontaktdaten: 0677/ 612 538 99 
oder glb@glb-steiermark.at

Der italienische Ökonom Fabrizio Lazzarato schreibt, dass Schulden 
sowohl auf der Ebene der Staaten als auch der Individuen das ge-
eignetste Mittel zur Disziplinierung sind. Wir haben alle Schulden, 
deshalb kann man uns kontrollieren. Ich glaube nicht, dass die 
Mächtigen tatsächlich ihr Geld zurückbekommen wollen. Sie wollen 
vielmehr, dass wir verschuldet bleiben, so wird unser Schuldgefühl 
perpetuiert. Der jugoslawische Kommunist Slavoj Žižek im pro� l.
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Vor der letzten Gemeinderatswahl 
war viel die Rede davon, sich dafür 
einzusetzen, dass Gratkorn und 
Gratwein in die Zone 101, also die 
Grazer Zone, beim öffentlichen 
Verkehr eingegliedert werden sol-
len. Aber seither ist da nichts mehr 
angesprochen worden, gerade für 
Gratwein, das ja mit Judendorf zur 
Großgemeinde fusionierte gibt 
es die kuriose Situation, dass die 
Zonengrenze jetzt mitten durch 

die Gemeinde verläuft. Das betriff t 
auch Gössendorf.

Die Zuzahlungsmodelle der 
einzelnen Gemeinden können die 
Situation für Pendlerinnen und 
Pendler zwar entschärfen, sie sind 
aber keine langfristige Lösung. 
Phillip Reininger, KPÖ-Sprecher 
in Gratwein-Straßengel: „Die voll-
mundigen Versprechen, sich dafür 
„einzusetzen“ waren leider nur 
Wahlversprechen.“

Laßnitzhöhe hat sich vom Luft-
kurort mit dem Flair der Wen-

de vom 19. zum 20. Jahrhundert 
sehr weit weg entwickelt. Das wirkt 
sich nicht immer positiv auf das 
Ortsbild aus. Etwas weniger Beton 
und etwas mehr Rücksicht auf die 
historisch gewachsene Villenland-
schaft wäre besser gewesen.

Wander- und Sportinteressierte 

VERKEHRSVERBUND:

Die Kernzone erweitern!

Laßnitzhöhe: Weniger Beton

Die Postfi liale in Gratkorn steht 
vor dem Aus. Auch wenn hier 

die politische Handhabe ohnehin 
nicht allzu groß sein dürfte, ist 
es doch ein � ema, das bewegt. 
Schließlich hat Gratkorn ohnehin 
ein Problem mit der Infrastruktur 
und der Verlust der Postfi liale stellt 
für Viele, vor allem in der Mobili-
tät eingeschränkte Personen ein 
Problem dar. 

Der nächste Postpartner befi n-
det sich in Gratwein im Nah und 
Frisch Markt und bis dorthin ist 
es schon ein Stück. Der Bus fährt 
zwar morgens und abends recht 
oft, tagsüber ist die Frequenz eher 
bescheiden.

Postfi liale vor dem Aus

Gratkorn wirbt zwar damit, 
eine familienfreundliche 

Gemeinde zu sein, aber auf der 
anderen Seite gibt es  weit und 
breit keinen Kinderarzt. Man 
muss also entweder nach Graz 
fahren, was mit Aufwand, Kos-
ten und Stress verbunden ist, 
oder nach Frohnleiten, wobei 
die einzige dortige Kinderärztin 
auch nur eine Privatärztin ist.  

Der Ausverkauf der Gemein-
dewohnungen in Gratkorn 

hat negative Auswirkungen für 
die Menschen. Er hat nämlich 
dazu beigetragen, dass günstiger 
Wohnraum in der Gemeinde nur 
sehr schwer zu bekommen ist, 
da die meisten Wohnungen zur 
Leykam  gehören und diese  nicht 
unbedingt günstig sind.

Wenig 
günstiger 
Wohnraum 

Seit das Land die Kostenüber-
nahme für bedürftige Familien 

und Alleinerzieher beendet hat 
sind die Beiträge wieder selbst zu 
entrichten. Zwar hat die Gemeinde 
Gratkorn Zuschüsse eingerichtet, 
aber dennoch ist es für viele Fami-
lien, gerade wenn die Einkommen 
niedrig sind, schwer die Betreuung 
zu fi nanzieren.

Zudem eignet sich die Nach-
mittagsbetreuung, die ja für alle 
Schulkinder da sein sollte, kaum 

für Kinder der Neuen Mittelschu-
le (NMS), da die Lernräume viel 
zu klein und unruhig sind. Eine 
eigene Nachmittagsbetreuung an 
der NMS ist nicht vorhanden 
und wird wohl auch allzu schnell 
nicht eingerichtet werden, wenn 
überhaupt. Dadurch sind vor allem 
Kinder, die nicht in den Familien 
betreut werden können, weil die 
Eltern berufstätig sind und keine 
verwandschaftlichen Unterstüt-
zungsmöglichkeiten da sind, oft 
sich selbst überlassen.

Nachmittagsbetreuung: Probleme

GRATKORN: 

erfreuen sich weiter an der schönen 
Landschaft. Der Tagestourismus  
hat Konjunktur. Viele Menschen 
ziehen auch von Graz ins Umland.

Die Zersiedelung bringt  aber 
vor allem zu den Stoßzeiten ausge-
dehnte Staus mit sich. Dabei ist das 
Angebot an öff entlichen Verkehrs-
mitteln sehr gut.

AUFGABENSTELLUNG 
Mit der Erstellung des RVK G-GU wird einer langjährigen Forderung 
der Region entsprochen: Durch einen integrativen Ansatz 
zwischen Verkehrs- und Raumplanung sowie einer intensiven 
Zusammenarbeit mit den Regions- und GemeindevertreterInnen 
sowie der Kernstadt Graz stellt sich die Region den künftigen 
Anforderungen einer nachhaltigen Mobilität. 

Im Sinne eines integrativen Planungsansatzes wurde das 
Verkehrskonzept verkehrsmittelübergreifend (Öffentlicher, 
nichtmotorisierter und motorisierter Verkehr) erarbeitet. Die 
Ergebnisse dienen als Grundlage für die Maßnahmen und 
Bauprogramme sowie das Regionale Entwicklungsprogramm 
(REPRO) der neu definierten Planungsregion Steirischer 
Zentralraum (Bezirke Graz, Graz-Umgebung und Voitsberg). 

AUSGANGLAGE UND ANALYSE 
Der Planungsraum, insbesondere der Kernraum Graz, hat sich in 
den letzten Jahrzehnten als Hauptwirtschaftsraum der Steiermark 
etabliert. Seit der EU-Erweiterung 2004 wird die günstige Position 
als mitteleuropäische Region mit starker Bindung Richtung 
Südosten vermehrt von Politik und Bevölkerung als Chance 
wahrgenommen (z.B. Technologieachse Graz – Maribor, Baltisch-
Adriatische Achse, Vernetzung mit Westungarn). 

In der Regionalanalyse sind ausgehend von verkehrsrelevanten 
Einflussgrößen in der Region (wie z.B. Bevölkerungs- und 
Siedlungsentwicklung) verkehrs- und umweltpolitische Ziel-
setzungen sowie Rahmenbedingungen auf EU-, Bundes- und 
Landesebene dargestellt. 

In der Verkehrsanalyse wurden die vorhandene Qualität und die 
Erreichbarkeiten für die Verkehrsarten abgebildet. 

FUNKTIONSKONZEPT UND FUNKTIONALE 
BEWERTUNG DES VERKEHRSNETZES 
Das Funktionskonzept und die funktionale Bewertung des 
Verkehrsnetzes Graz und Graz-Umgebung orientieren sich an den 
Zielvorgaben der Regionalplanung bzw. einer umweltschonenden 
Aufgabenteilung für die Verkehrsträger.  

Das Funktionskonzept legt auf der Basis des REPRO und einer 
abgestimmten Raum- und Verkehrsentwicklung die zukünftige 
Siedlungsentwicklung fest, welche Verdichtungsgebiete vorrangig in 
den Einzugsgebieten der S-Bahn-Haltestellen vorsieht.  

Die funktionale Bewertung des Verkehrsnetzes repräsentiert die 
verkehrsmittelunabhängige Bedeutung der Verkehrsbeziehungen 
zwischen Siedlungsstandorten und Zentralen Orten, Freizeit-, 
Tourismus- und Wirtschaftsstandorten bzw. deren Erreichbarkeiten. 

 

ENTWICKLUNGSSZENARIEN 
Zur Abbildung der Verkehrsentwicklung für den Prognosehorizont 
2021 wurden die Szenarien "Trend" sowie "Raum und Umwelt " 
gegenübergestellt.  

Bei Fortschreibung der Trends in der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung ist in Graz und im suburbanen Raum von 
Verkehrssteigerungen insbesondere beim motorisierten Individual-
verkehr auszugehen. 

Im Zielszenario "Raum und Umwelt" wird vom Einhalten der 
Umweltstandards im Verkehrsbereich ausgegangen. Eine 
Verringerung der Verkehrsbelastung im motorisierten Individual-
verkehr von rd. 10% ist mit der Entwicklung von kompakten 
Raumstrukturen und der Angebotssteigerung im Öffentlichen 
Verkehr erreichbar. Mit diesem Zielszenario ist auch der 
Paradigmenwechsel "nicht mehr die Infrastruktur folgt der 
Siedlungsentwicklung, sondern die Siedlungsentwicklung 
muss an die ÖV-Infrastruktur gekoppelt werden" erforderlich. 

REGIONALES VERKEHRSLEITBILD 
Im Regionalen Verkehrsleitbild einigen sich die regionalen 
Entscheidungsträger (Gemeinden des Bezirkes Graz-Umgebung, 
die Landeshauptstadt Graz und das Land Steiermark) auf folgende 
Leitsätze: 

 Sicherung einer fairen Mobilität 
 Verbesserung der Umwelt- und Lebensqualität 
 Sicherung der Finanzierbarkeit des regionalen Verkehrssystems 

 

Leitsatz Mobilität 
Die regionalen Entscheidungsträger tragen eine gemeinsame, über 
Gebietskörperschaften hinaus gehende Verantwortung für das 
Verkehrsgeschehen im Planungsraum und verpflichten sich zur 
Sicherung einer fairen Mobilität mit gleichen Mobilitätschancen für 
alle VerkehrsteilnehmerInnen. 

Dem sich abzeichnenden Paradigmenwechsel in der 
verkehrspolitischen Haltung der regionalen Akteure ist durch weitere 
Stärkung des Öffentlichen Verkehrs sowie des nicht motorisierten 
Individualverkehrs Rechnung zu tragen. 

 
Leitsatz Umwelt 
Die regionalen Entscheidungsträger bekennen sich, im 
verkehrspolitischen Bereich die gesetzlichen Umweltstandards für 
Lärm und Luftschadstoffe einzuhalten, um einen relevanten Beitrag 
zur Verbesserung der Umwelt- und Lebensqualität im steirischen 
Zentralraum zu leisten. 

Leitsatz Finanzierung 
Die regionalen Entscheidungsträger bekennen sich zur Anwendung 
von Finanzierungsmodellen und -instrumenten, durch die eine 
Umsetzung einer zukunftsfähigen regionalen Verkehrspolitik 
gesichert wird. Gesamtwirtschaftliche sowie umwelt- und 
energiepolitische Zielsetzungen ist der Vorrang vor einzelwirt-
schaftlichen Zielen und Interessen zu geben. 

in % 

Regionales Ver-
kehrskonzept Graz und 
Graz Umgebung: es ist 
zu hoff en, dass es auch 
bei den Tarifen zu Ver-
besserungen kommt

Laut Gemeindeinformation hat 
sich der Bürgermeister zwar um 
einen Erhalt der Postfi liale bemüht, 
aber außer einer Unterschriftenliste 
und einem Brief an die Post ist nicht 
viel geschehen.

Auch Postkästen werden immer 
mehr abmontiert.

Kein Kinderarzt
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Nach der Schließung der 
Neuen Mittelschule/NMS 
Breitenau haben die be-
troff enen Schülerinnen 
und Schüler mit einem 
großen Problem zu kämp-
fen. All jene Kinder, welche 
nicht nach Bruck ins Gym-
nasium fahren, besuchen 
die NMS in Frohnleiten. 

Es geht um rund 40 Schüle-
rinnen und Schüler, welche den 
ohnehin beschwerlichen Schulweg 
– Fahrtzeiten in eine Richtung 

Breitenau: Schule zu, Bus weg
GRAZ - UMGEBUNG

von rund 45 Minuten – auf sich 
nehmen müssen. Seit 3. November 
wurde nun auch noch die Buslinie 
100, welche bislang die Kinder von 
Mixnitz nach Frohnleiten brachte, 
nicht mehr über Mixnitz geführt. 

Die Schülerinnen und Schüler 
müssen nun mit der S-Bahn nach 
Frohnleiten fahren, was die Situ-
ation zusätzlich verschlechtert. 
Die KPÖ nahm sich der � ematik 
an und stellte eine schriftliche 
Anfrage an die zuständige Landes-
rätin Ursula Lackner (SPÖ). Darin 
fordern die Abgeordneten der 

KPÖ, Werner Murgg und Claudia 
Klimt-Weithaler, die Landesrätin 
auf, sich für eine bessere Ver-
kehrsverbindung nach Frohnleiten 
einzusetzen und konkret eine Bus-
verbindung einzurichten, welche 
sich an den Schulzeiten der NMS 
Frohnleiten orientiert. 

LAbg. Werner Murgg: „Zuerst 
wird die Schule zugesperrt, und 
dann ist nicht einmal der Trans-
port der Schülerinnen und Schüler 
ordentlich organisiert. Beim Land 
weiß off enbar die linke Hand nicht 
was die rechte tut.“ 

Die Katze ist aus dem Sack! Ein Entwurf der Teilgewerkschaft PRO-
GE zur Flexibilisierung der Arbeitszeit liegt vor, ein sogenanntes 
Zeitkontenmodell. Darin sind unter anderen folgende Möglichkeiten 
vorgesehen:
– Verlängerung des Arbeitstages,
– Minuszeiten bis zu 120 Stunden,
– Entfall der Zeit-Zuschläge bis zur 60. Stunde im Monat, dafür bei 

mehr als 60 bis zu 100 Stunden 10 % Zuschlag,
– Verkomplizieren der Aufzeichnung von Plus- und Minusstunden 

auf drei verschiedenen Zeitkonten.
Die Zustimmung überträgt die PRO-GE den Betriebsrätinnen und 
Betriebsräten.
Ich meine: Die von Generationen erkämpften gewerkschaftlichen 
Errungenschaften gehen langsam den Bach runter.

KPÖ-GLB Arbeiterkammerrat Gerhard Simbürger

Ein Leben für die Firma – Zurück in den 
12-Stundentag?

I
n der Stadt am Zuckerhut wird 

aufgespielt. Bis zum 21. August 

steht die brasilianische Metro-

pole Rio de Janeiro im Zeichen der 

Ringe. Die als Cidade Maravilhosa, 

wundervolle Stadt, Besungene ist 

Gastgeberin der XXXI. Olympischen 

Spiele. Die Sommerspiele mitten im 

Winter sind eine Premiere für den 

südamerikanischen Kontinent. Et-

liche Sportstätten wurden dafür neu 

errichtet oder modernisiert, in die völ-

lig überlastete Verkehrsinfrastruktur 

wurde investiert. Tausende Bewohner 

der Favelas, der ärmeren Quartiere, 

mussten Neubauvorhaben weichen. 

Die soziale Ungleichheit unter Rios 

Bewohnern nahm in den vergangenen 

Jahren weiter zu. Trotz einiger Pan-

nen und Verzögerungen, einem nur 

mehr oder weniger fertig gestellten 

Olympischen Dorf, Zika-Mücken in 

der Luft und Dreck im Wasser der 

Guanabara-Seglerbucht ist die Stadt 

für das Großevent gerüstet.

Gerüstet ist hier das richtige Wort: 

Etwa 85.000 Polizisten und Solda-

ten sollen das viele Milliarden teu-

re Großereignis absichern, das mit 

Eintrittspreisen aufwartet, die für die 

meisten Brasilianer unerschwinglich 

sind. Sie bleiben Zaungäste. Olympia 

ist vor allem auch ein Magnet für 

Touristen aus den reichen Ländern 

und ein globales Medienereignis. Das 

große Aufgebot an Sicherheitskräften 

soll der Terrorgefahr begegnen, den 

risikovollen Alltag von den Besuchern 

fern- und politische Proteste kleinhal-

ten. Trotz einer fortschreitenden Mili-

tarisierung der öffentlichen Sicherheit 

stieg in Rio die Mordrate auf neue Re-

kordzahlen, auf das Konto der Polizei 

geht hier statistisch jeden Tag mehr 

als ein Toter.

Für Rio und ganz Brasilien soll 

es eine Riesenparty werden. Davon 

versteht man hier einiges, doch die 

Euphorie hält sich in Grenzen. Das 

Land ist wirtschaftlich und politisch 

in der Krise. Nach Umfragen ist eine 

Mehrheit der Bevölkerung nicht mehr 

scharf auf die Spiele. Das sah 2009 

noch anders aus, als Brasilien mit Prä-

sident Lula da Silva in Kopenhagen 

vom Internationalen Olympischen 

Komitee (IOC) den Zuschlag erhielt. 

Im Mai wurde seine Nachfolgerin 

Dilma Rousseff, ebenfalls von der 

Arbeiterpartei (PT), suspendiert, »da-

mit Vorwürfe gegen sie, zum Beispiel 

Tricksereien zur Verschleierung der 

realen Defizithöhe, juristisch geprüft 

werden können«, plappern deutsche 

Blätter Globo nach. Der Medienkon-

zern war ein Motor des rechten Put-

sches im Parlament. Dagegen regt 

sich im ganzen Land weiter Protest. 

Am Mittwoch ging die Polizei in Du-

que de Caixas nahe Rio hart gegen 

Spielverderber vor, die am Rande des 

olympischen Fackellaufs für mehr 

Geld für Bildung und gegen Inte-

rimspräsident Temer demonstrierten. 

Bei der Eröffnungsfeier am Freitag 

im Maracanã-Stadion, der Lula und 

Rousseff fernbleiben, erwartet diesen 

ein gellendes Pfeifkonzert. Das IOC 

plant an dieser Stelle eine laute Mu-

sikeinlage.

Und nun zum Sport: Beim Tref-

fen der Weltelite sind einige fanta-

stische Rekorde in Leibesübungen 

zu erwarten. Einen haben die Spiele 

schon vorab sicher: den für Heuche-

lei beim Thema Doping. Dass es die 

»gedoptesten« Spiele der Geschichte 

werden, glaubt nicht nur der Sport-

mediziner Perikles Simon, jüngst in 

der Süddeutschen Zeitung. Die unter 

»ferner liefen« in die Statistiken ein-

gehen werden, können später sagen, 

dass dabeisein alles war. Das Rennen 

um die Amtsenthebung von Rousseff 

wird voraussichtlich Ende August im 

Senat endgültig entschieden. Dass es 

dabei fair zugeht, ist auch eher un-

wahrscheinlich.

Siehe auch Seite 16

Achtung, 

fertig, los!

Türkische Wirtschaft vor »Säuberung«
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Mehr als 300  Palästinenser 

im Hungerstreik

Ramallah. Mehr als 300 Palästinenser 

sind am Donnerstag in israelischen 

Gefängnissen in den Hungerstreik 

getreten. Das berichtete die Nach-

richtenagentur Maan unter Berufung 

auf den Palästinensischen Gefange-

nenverband. 40 Inhaftierte stehen 

der linken Volksfront zur Befreiung 

Palästinas (PFLP) nahe. Sie solida-

risieren sich mit Bilal Kajed, der am 

heutigen Freitag seit 52 Tagen keine 

Nahrung mehr zu sich nimmt. Kajed 

wurde, nachdem er seine über 14jäh-

rige Gefängnisstrafe abgesessen 

hatte, von den israelischen Behörden 

in »Administrativhaft« genommen. 

Auch der prominente inhaftierte 

Journalist Omar Nasal hat sich dem 

Protest angeschlossen.

Weitere 285 Streikende stehen der 

Hamas nahe. Alle fordern ein Ende 

der repressiven Maßnahmen durch 

die israelische Gefängnisverwaltung. 

 

(jW)

Rheinmetall: Profite  

mit Rüstung wachsen

Düsseldorf. Der Autoteile- und Rü-

stungshersteller Rheinmetall profi-

tiert von der weltweit wachsenden 

Nachfrage nach Waffen und Muni-

tion. Insgesamt steigerte der Düs-

seldorfer Konzern seinen Umsatz 

im ersten Halbjahr 2016 um neun 

Prozent auf 2,6 Milliarden Euro. Das 

teilte das Unternehmen am Donners-

tag mit. Der Gewinn erhöhte sich im 

Jahresvergleich um mehr als 30 Pro-

zent auf 53 Millionen Euro. Haupt-

wachstumsträger war das Rüstungs-

geschäft mit einem Umsatzplus von 

19 Prozent. Die Autozulieferersparte 

des Konzerns erzielte ebenfalls ein 

Umsatzplus, allerdings nur im Um-

fang von neun Prozent. Rheinmetall-

Chef Armin Papperger betonte, der 

Konzern profitiere »vom weltweit 

wachsenden Bedarf an Produkten 

zur Gefahrenabwehr«, will heißen: 

an den Aufrüstungsbestrebungen di-

verser Länder. Der Auftragsbestand 

für der entsprechende Sparte habe 

Ende Juni mit 6,9 Milliarden Euro 

einen neuen Rekordwert erreicht. 

 

 (dpa/jW)

Mögen die Spiele beginnen, die Proteste gegen Temer und den IOC-Kommerz gehen weiter (Demonstranten am 2. August in Niterói im Bundesstaat Rio de Janeiro)
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Überraschend schnell

China senkt Förderung von Kohle, aber 

noch mehr deren Verbrauch.  

Von Wolfgang Pomrehn

Stets bereit

Die USA wollen die Gelegenheit für 

eine Intervention in Libyen nicht 

verstreichen lassen

Schon da

Hacker enttarnen US-Offiziere und 

»Nichtregierungsorganisationen« 

im Dienst der Armee Kiews

Ohren auf

Aufzeichnung von Polizeitelefonaten  

in Thüringen: Böse Absicht?  

Interview mit Lutz Hasse

2
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Kein olympischer Friede in  

Rio de Janeiro. Spiele  

beginnen,  begleitet  

von Protesten.  

Veranstalter  

 fürchten Eklat bei  

Eröffnungsfeier.  

Von Peter Steiniger

Erdogan kündigt harte Schritte gegen Unternehmen an. Kein Stopp der EU-Beitrittsverhandlungen

U
ngeachtet der Kritik aus der 

EU, will der türkische Staats-

präsident Recep Tayyip Er-

dogan die »Säuberungen« nach dem 

Putschversuch in seinem Land mit un-

verminderter Härte fortführen. »Wir 

haben noch keinen Punkt gesetzt, das 

ist erst das Komma«, sagte er am Don-

nerstag in Ankara in einer im Fern-

sehen übertragenen Ansprache. Es 

werde kein Nachlassen bei der »Säu-

berung« des Staates von Anhängern 

der Bewegung des Predigers Fethullah 

Gülen geben, den Erdogan für den 

Putschversuch verantwortlich macht.

Der Virus habe »sich überall ausge-

breitet« – offenbar auch in der Wirt-

schaft, gegen deren Vertreter er jetzt 

auch vorgehen will. Dort sei die Be-

wegung seines Rivalen am stärksten, 

weshalb er alle Geschäftsbeziehungen 

zu Unternehmen, die mit Gülen ver-

bunden seien, untersagen lassen so-

wie deren Erlöse einkassieren werde. 

Die von seinem früheren Verbündeten 

betriebenen Unternehmen, Schulen 

und Wohltätigkeitsorganisationen 

seien »Nester des Terrorismus«, ein 

Krebsgeschwür, das sich überall aus-

gebreitet habe. Wer die Gülen-Bewe-

gung finanziere, trage nicht weniger 

Schuld an dem Putsch als die Putschi-

sten selbst, betonte Erdogan.

Die Maßnahmen, die bis jetzt er-

griffen wurden, »sind nur die Spit-

ze des Eisbergs«, sagte Erdogan am 

Donnerstag vor den Vorsitzenden von 

Handelskammern und Börsen in An-

kara. Er rief die Geschäftsleute dazu 

auf, Gülen-Anhänger aus der Wirt-

schaft den Behörden zu melden. »Ich 

sage euch, das kann sogar euer Ver-

wandter sein.«

Angesichts der Entwicklungen in 

der Türkei sprach sich Österreichs 

Bundeskanzler Christian Kern ge-

genüber dem ORF für einen Abbruch 

der EU-Beitrittsgespräche aus, die 

ohnehin »nur noch diplomatische 

Fiktion« seien. Die EU-Kommissi-

on hält dagegen nichts von einem 

vorschnellen Abbruch der Verhand-

lungen. Es sei nicht der Moment, 

»aus der Hüfte zu schießen und die 

Beitrittsverhandlungen zu beenden«, 

hatte Kommissionspräsident Jean-

Claude Juncker am Wochenende in 

einem Interview gesagt.

 

(dpa/Reuters/jW)
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Großes Theater

Ursula von der Leyen hat das neue 

Weißbuch der Bundeswehr vorge-

legt. Es soll den Rahmen für eine 

heimat- und weltumfassende, 

noch zeitgemäßere und zu allem 

 brauchbare Armee bilden.  

Von Otto Köhler

20
16

 B
U

N
D

E
S

W
E

H
R

 /
 T

O
R

S
T

E
N

 K
R

A
A

T
Z

H
O

LG
E

R
 H

O
LL

E
M

A
N

N
/D

P
A

-B
IL

D
FU

N
K

 facebook.com/junge.welt     twitter.com/jungewelt

Jetzt zwei Wochen 
gratis lesen

www.jungewelt.de/probeabo-oesterreich
Bestellungen auch unter: 00 49/30/53 63 55-50

Jahrzehntelang hat die Landesre-
gierung den Gemeinden Schul-

den aufgebürdet. 
Die KPÖ meint: Nur eine � orie-

rende ö� entliche Wirtscha�  kann 
wieder Arbeit schaffen und zum 
Wohl der Menschen da sein.

Schulden streichen!

Was wir statt Kürzungen und 
Belastungen tatsächlich brauchen, 
ist ein Schuldenschnitt bei den öf-
fentlichen Haushalten. Das käme 
der Bevölkerung direkt zugute und 
würde ö� entliche Au� räge ermögli-
chen, die Arbeitsplätze scha� en und 
die Kau� ra�  erhöhen. 

Während soziale Transferlei-
stungen seit Jahren nicht wertan-
gepasst oder sogar verschlechtert 
wurden, gibt es bei der Parteienför-
derung eine automatische Wertan-
passung der Fördergelder.

Schulden-
schnitt für 
Gemeinden!

Das Landhaus war für die stei-
rische Bevölkerung bisher ein 
off enes Haus. 
Seit kurzem bleiben die Menschen 
aber ausgesperrt: Als „Modernisie-
rung“ bezeichnet die Direktion die 
Einführung eines elektronischen 
Systems, das Gäste nur mehr 
mit einem Berechtigungscode 
einlässt. Bei Landtagssitzungen 
mussten sich Besucherinnen und 
Besucher schon früher ausweisen. 
Jetzt werden die Menschen aber 
unter Generalverdacht gestellt. 
Die KPÖ hat als einzige Partei da-

Landhaus sperrt das Volk aus

Petitionen an den 
Landtag Steiermark sind an 
folgende Adresse zu richten:

Direktion Landtag Steiermark
Herrengasse 16
8010 Graz-Landhaus
Tel. +43 316 877-6309
Fax +43 316 877-2198
E-Mail: 
direktion@landtag.steiermark.at
www.landtag.steiermark.at/

gegen protestiert. Wovor fürch-
ten sich die Erfinder solcher 
Maßnahmen? 

Ein off enes Ohr für die 
Anliegender Bevölkerung

Wenn Sie ein Anliegen an „die 
Politik” haben: Für Besucherinnen 
und Besucher der KPÖ steht das 
Landhaus nach wir vor offen. 
Wenn Sie eine Petition an den 
Landtag oder die Landesregie-
rung richten wollen unterstützen 
wir sie gerne ohne irgendwelche 
bürokratischen Hürden aufzustel-

len. Ein Leitfaden für die richtige 
Einbringung einer Petition ist auf 
der Homepage der KPÖ Steier-
mark zu fi nden.



Unterschriften bitte an KPÖ Graz, Volkshaus, Lagergasse 98a, 8020 Graz senden. 
Informationen und Bestellungen: Tel. 0316 / 71 24 79. 
Wir holen ausgefüllte Listen auch gerne ab.
Fax: 0316 /71 62 91 • E-Mail: bl-graz@kpoe-graz.at • www.kpoe-graz.at

✁

Name Adresse Geburts- 
Datum

Datum der 
Unterstützung Unterschrift

Petition an den Landtag Steiermark

Wohnen darf nicht arm machen 

Hände weg von der Wohnbeihilfe
Mit 1. September haben SPÖ und ÖVP die Wohnbeihilfe in der Steiermark abgeschafft. Sie wurde durch die viel schlechtere 
„Wohnunterstützung“ ersetzt. 
Mit der neuen Regelung werden sich viele Leute ihre Wohnung nicht mehr leisten können: arbeitende Menschen, Fa-
milien, Studierende, Pensionistinnen und Pensionisten.
Nun werden Familienbeihilfe und Unterhaltszahlungen als Einkommen gewertet. Das ist ein sozialpolitischer Tabubruch.  
Erstmals wird Geld, das für die Kinder gedacht ist, für die Berechnung der Unterstützung herangezogen. Neu ist auch, dass 
niemand eine Wohnunterstützung bekommt, dessen Vermögen den Betrag von 4.189 Euro überschreitet. Viele Menschen 
haben einen Notgroschen angelegt, wer gespart hat wird nun bestraft. Das sind nur einige der neuen Verschlechterungen.
2009 hat das Land Steiermark noch 73,4 Millionen Euro für die Wohnbeihilfe ausgegeben. 2014 waren es nur noch 46,3 
Millionen. 2011 wurde der Zuschuss für die Betriebskosten halbiert. Die neue Wohnungssicherung ist ein weiteres brutales 
Kürzungspaket auf dem Rücken der Menschen, die ohnehin mit wenig Geld auskommen müssen. 
Wohnen ist ein Menschenrecht. Die Steiermark braucht Wohnungen, die sich die Menschen leisten können. Solange es 
keine billigen Wohnungen gibt, braucht es eine ausreichende Wohnbeihilfe.

Wir fordern: 
•	 Rücknahme der „Wohnunterstützung“ und Rückkehr zur Wohnbeihilfe 
•	 Keine Einberechnung der Familienbeihilfe ins Haushaltseinkommen

Helfen statt reden.  Elke Kahr


